
 

Dringlicher Antrag  

der Fraktion der SPD 

betreffend Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n :  
 
Es wird ein Untersuchungsausschuss nach Art. 92 HV und § 54 GOHLT eingesetzt. 
 
Dem Ausschuss gehören 13 Mitglieder an (5 CDU, 4 SPD, 2 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
1 DIE LINKE, 1 FDP). 
 
Der Untersuchungsausschuss hat den Auftrag, umfassend aufzuklären, in welcher Weise die 
hessischen Gerichte, Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden auf der Landesebene und mit den 
Bundesbehörden und anderen Länderbehörden in Zusammenhang mit der Aufklärung des Mor-
des an Halit Yozgat und der NSU-Mordserie zusammengearbeitet haben und welche Fehler bei 
der Aufklärung der NSU-Morde in Hessen im Rahmen der Ermittlungsarbeit und des Zusam-
menwirkens der Sicherheitsbehörden begangen wurden. 
 
I. Dabei ist insbesondere zu klären: 
 
1. Ob den hessischen Gerichten, Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden bereits vor dem 

Mord an Halit Yozgat Informationen oder Hinweise vorlagen, die in Zusammenhang mit 
den damals bereits bekannten Taten, die heute der NSU zugerechnet werden, stehen 
könnten. 

 
2. Wie die hessischen Gerichte, Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden gegebenenfalls mit 

den unter Nr. 1 benannten Informationen und Hinweisen umgegangen sind und welche 
Rolle diese im Zusammenhang mit den Ermittlungen zum Mord an Halit Yozgat gespielt 
haben.  

 
3. Ob den hessischen Gerichten, Ermittlungs- und Sicherheitsbehörden Kenntnisse darüber 

vorliegen bzw. vorlagen, dass es Verbindungen aus der rechtsextremen Szene in Hessen 
zur NSU oder zum thüringischen Heimatschutz gab und wie sie mit diesen Kenntnissen 
umgegangen sind.   

 
4. Aus welchen Gründen Vertreter des Landes Hessen nach dem Mord an Halit Yozgat den 

Vorschlag des BKA, eine Lage- und Informationsstelle in Nürnberg einzurichten, um 
eingehende Hinweise zentral zu sammeln und auszuwerten, ablehnten.   

 
5. Wieso Vertreter des Landes Hessen über den Komplex in Nr. 4 hinaus auch die zentrale 

Ermittlungsführung durch das BKA ablehnten. 
 
6. Inwieweit rechtsextreme Motive bei der Ermordung von Halit Yozgat geprüft und warum 

diese ausgeschlossen wurden.  
 
7. Ob und - wenn ja - inwieweit die Ermittlungsarbeit von Polizei und Staatsanwaltschaft 

bei der Aufklärung des Mordes an Halit Yozgat durch das Landesamt für Verfassungs-
schutz beinträchtigt und behindert wurde. 

 
8. Welche Rolle der damalige Mitarbeiter des Verfassungsschutzes Andreas T. innehatte 

und in welcher Weise die Ermittlungen gegen ihn geführt wurden.   
 
9. Seit wann der damalige Innenminister und heutige Ministerpräsident Volker Bouffier sowie 

seine damalige Staatssekretärin Oda Scheibelhuber von dem Verdacht gegen Andreas T. 
wussten und wieso das Parlament hierüber nicht zeitnah informiert wurde. 
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10. Wieso der damalige Innenminister Volker Bouffier nicht zuließ, dass die Staatsanwaltschaft 
Informanten des hessischen Verfassungsschutzes vernehmen konnte, und warum Volker 
Bouffier durch die Verweigerung der von der Staatsanwaltschaft beantragten Aussagege-
nehmigung für die vom Verfassungsschutzbeamten Andreas T. geführten Quellen den 
Quellenschutz als wichtiger erachtete als die Aufklärung des Mordes an Halit Yozgat. 

 
11. In welcher Weise und durch wen der damalige Innenminister und heutige Ministerpräsi-

dent Volker Bouffier über die Ermittlungen in der Mordsache Halit Yozgat und die NSU-
Ermittlungen informiert wurde. 

 
12. Mit welchen Entscheidungen des damaligen Innenministers Volker Bouffier, seiner frü-

heren Staatssekretäre Oda Scheibelhuber und Boris Rhein sowie der Polizeiführung im 
Innenministerium die Ermittlungen in der Mordsache Halit Yozgat und die NSU-
Ermittlungen beeinflusst worden sind. 

 
 
II. Der Untersuchungsausschuss soll zudem prüfen: 
 
1. Welche Schlussfolgerungen im Blick auf den Rechtsextremismus für die Struktur und 

Organisation der Sicherheits- und Ermittlungsbehörden des Landes für die Zusammen-
arbeit der Sicherheits- und Ermittlungsbehörden auf Bundes- und Landesebene und für 
die Gewinnung und den Austausch von Erkenntnissen der Sicherheits- und Ermittlungs-
behörden des Bundes und der Länder gezogen werden müssen. 

 
2. Ob und wie bei Ermittlungsmaßnahmen Leid für die Opfer von extremistischen Straftaten 

und deren Angehörigen wirksamer vermieden werden muss und kann. 
 
3. Ob und wie die Bekämpfung rechtsextremistischer Gewalt in allen Bereichen (Repres-

sion, Prävention, Sensibilisierung der verantwortlichen Stellen) verbessert werden muss 
und kann. 

 
Die Haushaltsmittel für die Durchführung dieses Untersuchungsausschusses werden auf Antrag 
des Landtages durch die Landesregierung bereitgestellt. 
 
Wiesbaden, 22. Mai 2014 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 

 
 
 
Anlage 








